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Niederschrift 

 über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates, Warngau 

 

 Sitzungstermin: Dienstag, den 10.09.2024 

 Sitzungsbeginn: 19:00 Uhr 

 Sitzungsende: 21:25 Uhr 

 Ort, Raum: Rathaus Oberwarngau, Sitzungssaal 

 Die Einladung erfolgte ordnungsgemäß.  

Anwesend sind: 

Frau Andrea Anderssohn GRÜNE   

Herr Anton Bader FWG   

Herr Max Bauer FWG   

Herr Engelfried Beilhack CSU   

Herr Reinhard Bücher GRÜNE   

Herr Hubert Deflorin BP   

Herr Dr. Henning Fromm CSU   

Herr Johann Gillhuber DXL   

Frau Katrin Knabl GRÜNE   

Herr Leonhard Obermüller CSU   

Herr Florian Rank FWG   

Herr Adolf Schwarzer CSU   

Herr Dr.-Ing. Michael Spannring GRÜNE   

Herr Harald Stanke FWG   

Herr Klaus Thurnhuber FWG   

 

Entschuldigt fehlen: 

Frau Barbara Deflorin CSU   

Herr Josef Gschwendtner FWG   

 

Beschlussfähigkeit im Sinne von Art. 47 Abs. 2 GO war gegeben 
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Tagesordnung: 
 1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 16. Juli 2024  

   

 2. Bekanntgabe von nicht öffentlich gefassten Beschlüssen  

   

 3. Vorstellung Nahwärmeversorgung Gemeinde Warngau - Kesselhaus mit BHKW und 

Hackgut  

   

 4. Aufstellung Bebauungsplan Nr. 30 "Angerweg Nord", Behandlung der eingegangenen 

Stellungnahmen nach §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB  

   

 5. Antrag auf Baugenehmigung zum Neubau eines landw. Nebengebäudes auf Fl.-Nr. 3330, 

Gemarkung Warngau, Holzkirchener Str. 18  

   

 6. Antrag auf Baugenehmigung zum Abriss des Bestandes und Ersatzbau einer Wohnein-

heit auf Fl.-Nr. 3330, Gemarkung Warngau, Holzkirchener Str. 18  

   

 7. Bauantrag: Erweiterung des besteh. landw. Lagerraumes auf Fl.Nr. 1123, Gem. Wall, 

Bürg 24.  

   

 8. Vollzug der Baugesetze; Antrag auf Bauvorbescheid zur Nutzungsänderung des vorhan-

denen Holzlagers im Dachgeschoss zu einer Wohnung auf Fl.Nr. 1297 Gemarkung Wall, 

Oberdickl 2  

   

 9. Informationen und Anfragen öffentliche Sitzung  
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Top 1 Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 16. Juli 2024 

Vorlage: 2024/0364 

 

Sachverhalt: 

 

Die Niederschrift der Sitzung vom 16.7.2024 wurde im Umlaufverfahren den Gemeinderäten 

übermittelt. Änderungswünsche wurden in die Niederschrift (3. Entwurf vom 19.8.2024) einge-

arbeitet. 

 

 

Beschluss: 

 

Die vorgelegte Niederschrift in der Fassung vom 19.8.2024 wird durch die anwesenden Ge-

meinderäte genehmigt. 

 

Die Gemeinderäte 

- Max Bauer  

- Hubert Deflorin 

- Adolf Schwarzer 

nahmen an der Abstimmung nicht teil, da sie in der Sitzung vom 16.7.2024 entschuldigt fehlten.. 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Anwesend: 15  

Ja-Stimmen: 12  

Nein-Stimmen:   0  

Persönlich beteiligt:   

 

 

Top 2 Bekanntgabe von nicht öffentlich gefassten Beschlüssen 

Vorlage: 2024/0368 

 

Sachverhalt: 

 

In der nicht öffentlichen Sitzung vom 16.7.2024 wurden nachfolgende Beschlüsse gefasst: 

 

- Das Gewerbegebiet Birkerfeld II befindet sich im Eigentum der Gemeinde Warngau.  

  Der Verkaufspreis wurde festgelegt. 

 

- In der Gemeindeverwaltung sind Bewerbungen zum Flächenerwerb GWG Birkerfeld II  

  eingegangen. Die Bewerberliste wurde vorgestellt und die grundsätzliche Zustimmung  

  zum Führen von Verkaufsgesprächen erteilt. 

 

- Mit der Wasserversorgung Osterwarngau eG wurde ein Vertrag zur Versorgung des  

  neuen Gewerbegebietes Birkerfeld II geschlossen. 
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Abstimmungsergebnis: 

 

Anwesend: 15  

Ja-Stimmen:   

Nein-Stimmen:   

Persönlich beteiligt:   

 

 

Top 3 Vorstellung Nahwärmeversorgung Gemeinde Warngau - Kesselhaus mit BHKW 

und Hackgut 

Vorlage: 2024/0369 

 

Sachverhalt: 

 

Im Gremium besteht ein erhöhter Informationsbedarf zu den gemeindlichen Einrichtungen.  

 

Herr Martin Zeissl (InSys GbR) stellt heute die Nahwärmeversorgung Warngau vor.  

 

Die Power-Point-Präsentation wurde mit der Einladung zur Sitzung an alle Mitglieder des Ge-

meinderates versandt. 

 

In den nächsten Jahren wird der Austausch des Gaskessels (Baujahr 1986) und des BHKW not-

wendig. Ein Konzept wird ausgearbeitet und anschließend in der Arbeitssitzung des Ener-

gieteams besprochen. Danach folgt die Vorstellung im Gemeinderat. 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Anwesend: 15  

Ja-Stimmen:   

Nein-Stimmen:   

Persönlich beteiligt:   

 

 

Top 4 Aufstellung Bebauungsplan Nr. 30 "Angerweg Nord", Behandlung der einge-

gangenen Stellungnahmen nach §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB 

Vorlage: 2024/0365 

 

Sachverhalt: 

 
Der Tagesordnungspunkt startet mit dem Verlesen des nachfolgenden Textes durch den Bauamts-

leiter Alexander Beer. 

 

„Auf den Billigungsbeschluss des Gemeinderates vom 14.09.2021 (TOP 5) wird verwiesen.  
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Die Aufstellung des Bebauungsplans wird im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB ohne 

Umweltprüfung durchgeführt. Von der frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit und der Er-

örterung nach § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB konnte daher abgesehen werden. 

 

Die Öffentlichkeit wurde gemäß § 3 Abs. 2 BauGB mit Bekanntmachung vom 04.06.2024 über 

die Möglichkeit der Einsichtnahme in die Planentwürfe und die Abgabe von Stellungnahmen in 

der Zeit vom 05.06.2024 bis einschließlich 08.07.2024 informiert.  

 

Die Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 

05.06.2024 bis einschließlich 08.07.2024 beteiligt.  

 
1. Abwägung 

 

A)  Öffentliche Auslegung 

 

In der Öffentlichkeit fand das Verfahren geringes Interesse. Stellungnahmen, über die im Rahmen 

der Abwägung zu beraten und zu entscheiden wäre, sind folgende eingegangen:   

 

Einwender A; (Schreiben v. 02.07.2024) 
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Stellungnahme der Verwaltung:  

 

Die Einwendungen beziehen sich auf das bereits abgeschlossene Bebauungsplanverfahren Nr. 34 

„Staiger Anger“. Der Bebauungsplan ist bereits in Kraft getreten (Satzungsbeschluss wurde am 

08.05.2024 gem. § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht).  

 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurden die privaten und öffentlichen Belange gegenei-

nander und untereinander gerecht abgewogen.  
 
 

Beschlussvorschlag:  

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Für den Planentwurf ergibt sich kein Ände-

rungsbedarf.  

 

 

B)  Behörden und Träger öffentlicher Belange (TöB), Sonstige Belange  

 
Folgende TöB haben sich nicht geäußert:  
1.   Immobilien Freistaat Bayern 

2.   Amt für ländliche Entwicklung 
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3.   Autobahndirektion Südbayern  

4.   Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 

5.   Bayerisches Landesamt für Umwelt 

6.   Dehoga – Bayerischer Hotel- und Gaststättenverband 

7.   Bayerische Oberlandbahn GmbH 

8.   Deutsche Bahn AG 

9.   Fraunhofer Gesellschaft zur Förderung der angewandten Forschung e.V. 

10.   LbV-Landesbund für Vogel und Naturschutz in Bayern e.V. 

11.   Bayerischer Jugendring – Körperschaft des öffentlichen Rechts 

12.   Landesjagdverband Bayern e.V.  

13.   Bayerischer Bauernverband Holzkirchen / Miesbach 

14.   Landesfischereiverband Bayern e.V.   

15.   Bayernwerk AG Kolbermoor 

16.   Bund Naturschutz in Bayern e.V. – Kreisgruppe Miesbach  

17.   Deutscher Alpenverein München 

18.   ESB Energienetze Südbayern GmbH  

19.   Gemeinde Weyarn 

20.   Kath. Kirchenstiftung St. Johann  

21.   Kreishandwerkerschaft Miesbach Bad Tölz – Wolfratshausen  

22.   Landratsamt Miesbach, SG Immissionsschutz    

23.   Landratsamt Miesbach, SG Wasserrecht 

24.   Bund Naturschutz in Bayern e.V. 

25.   Polizei Miesbach 

26.   Regierung von Oberbayern, SG Brand- und Katastrophenschutz 

27.   Regierung von Oberbayern, SG Planen und Bauen 

28.   RVO Oberbayern / Miesbach 

29.   RVO Oberbayern / München 

30.   Stadt Miesbach 

31.   SWM Services GmbH 

32.   Telefonica Germany GmbH 

33.   Regierung von Oberbayern, Gewerbeaufsichtsamt  

34.   Regierung von Oberbayern, Luftfahrtamt  

35.   Feuerwehr Warngau 

36.   Feuerwehr Wall 

37.   Wasserbeschaffungsverband Bernloh-Einhaus 

38.   Wasserbeschaffungsverband Oberwarngau  

39.   Wasserbeschaffungsverband Wall 

40.   Wasserbeschaffungsverband Hinterberg 

41.   Behindertenbeauftragter Landkreis Miesbach  

 

Folgende TöB haben keine Einwände:  
42.   Eisenbahnbundesamt  

43.   Erzdiözese München und Freising 

44.   AELF Holzkirchen, SG Forsten 

45.   Bayernets GmbH  

46.   Gemeinde Gmund 

47.   Gemeinde Valley 

48.   Gemeinde Waakirchen 

49.   Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern  

50.   Landratsamt Miesbach, SG Bauleitplanung  
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51.   Markt Holzkirchen  

52.   Polizei Holzkirchen  

53.   Regierung von Oberbayern, Bergamt 

54.   Vermessungsamt Miesbach  

55.   Schutzgemeinschaft Dt. Wald München  

56.   VIVO Warngau  

57.   Vodafone Mobilfunk  

58.   Wasserbeschaffungsverband Osterwarngau   

59.   Landratsamt Miesbach, SG Straßenverkehr  

 

Folgende TöB haben Anregungen vorgebracht: 

 
60.   Regierung v. Oberbayern, Höhere Landesplanungsbehörde; (Schreiben vom 07.06.2024) 
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Stellungnahme der Verwaltung:  

 

zum Immissionsschutz:  

 

Das Landratsamt Miesbach, SG Immissionsschutz, wurde im Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB 

beteiligt. Die Fachabteilung hat sich jedoch nicht geäußert.  

 

Allerdings hat in vorherigen Gesprächen eine Abstimmung zum Immissionsschutz mit der Fach-

stelle des Landratsamtes Miesbach (untere Immissionsschutzbehörde) stattgefunden. Im Ergebnis 

hat dies dazu geführt, dass der räumliche Geltungsbereich in ein Mischgebiet (MI) und allgemeines 

Wohngebiet (WA) gegliedert wurde. Des Weiteren wurde eine schall-technische Untersuchung 

beauftragt und durchgeführt (vgl. Bericht v. Februar 2023). Die Ergebnisse des Gutachtens wurden 

in den Planunterlagen entsprechend berücksichtigt bzw. festgesetzt.  

   

zum Orts- und Landschaftsbild: 

 

Die Gemeinde Warngau ist sich ihrer Verantwortung in Bezug auf die Baugestaltung, die Einbin-

dung der Gebäude in die Landschaft und die Erhaltung einer charakteristischen Siedlungsstruktur 

sehr wohl bewusst. Durch umfangreiche Festsetzungen in Zeichnung und Text werden alle rele-

vanten Punkte ausreichend gewürdigt.  

 
Die untere Bauaufsichtsbehörde wurde im Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt. Gemäß der 

Stellungnahme des Landratsamtes Miesbach, SG Bauleitplanung, besteht Einverständnis mit der 

Planung.  
 
 

Beschlussvorschlag:  

 

Die Äußerung der Regierung von Oberbayern wird zur Kenntnis genommen. Die immissions-

schutzrechtlichen Belange wurden bereits im Vorfeld mit dem Landratsamt Miesbach, SG 
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Immissionsschutz, geklärt. Ebenso wurde die Planung mit der unteren Bauaufsichtsbehörde abge-

stimmt. Für den Planentwurf ergibt sich kein Änderungsbedarf.   

 
 
61.   Wasserwirtschaftsamt Rosenheim; (Schreiben vom 12.06.2024) 
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Stellungnahme der Verwaltung:  

 

In der vorliegenden Planung wurde das Sturzflutrisikomanagement-Konzept zwar nicht explizit 

erwähnt, aber sehr wohl berücksichtigt. Die beiden zusätzlichen Gebäude wurden bewusst so aus-

gerichtet, dass das abfließende Oberflächenwasser auf die schmale Giebelseite trifft und der Ab-

stand der Gebäude zueinander einen ungehinderten Abfluss in die freie Landschaft zulässt.  

 

Durch folgende Festsetzungen wird adäquat auf das Konzept reagiert:  

 
Höhenlage 1.2.3 Neu zu errichtende Gebäude sind in einer hochwasserangepassten Bauweise 

auszuführen, d.h. OK Rohfußboden EG 25 cm über Oberkante am Gebäude anstehendes, ur-

sprüngliches Gelände. Die Gebäude sind bis zu dieser Höhe wasserdicht auszuführen, das gilt 

auch für sämtliche Öffnungen wie Lichtschächte, Zugänge und Installationsführungen etc. Es wird 

empfohlen, eine Elementarschadenversicherung abzuschließen.  

 

3.7 Straßenentwässerung Die Entwässerung des Angerweges wird im Geltungsbereich des Be-

bauungsplans neu geregelt. Das anfallende Oberflächenwasser wird straßenbegleitend gefasst 

und mittels eines Sammlers durch den Geltungsbereich des Bebauungsplans nach Norden geführt 

und im Bereich des Flurstücks Nr. 42 versickert.  
 

 

Darüber hinaus wurde durch die Verschiebung des Bauraums für die westliche Garage im WA-

Gebiet (an der Grundstücksgrenze zwischen den Fl.Nrn. 42/4 und 42/5) Raum für eine Entwässe-

rungsmulde geschaffen, damit bei einem Starkregenereignis das Oberflächenwasser nach Norden 

abfließen kann.  

 

Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, dass zusätzlich ein Hinweis zur Hochwasserschutzfi-

bel des Bundes (https://www.fib-bund.de/Inhalt/Themen/Hochwasser) in die Planunterlagen mit 

aufgenommen werden sollte.  
 
 

Beschlussvorschlag:  

 

Entsprechend der Stellungnahme der Verwaltung ist in der Begründung auf die Hochwasser-

schutzfibel des Bundes (hochwasserangepasstes Bauen) hinzuweisen.  

 
Im Übrigen bleibt der Planentwurf unverändert, die Äußerung wird dahingehend zur Kenntnis 

genommen. Die wasserrechtlichen Belange wurden in der vorliegenden Planung ausreichend be-

rücksichtigt.  
   
 

https://www.fib-bund.de/Inhalt/Themen/Hochwasser
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62. Landratsamt Miesbach, SG Brandschutz; (Schreiben vom 06.06.2024) 

 
Stellungnahme der Verwaltung:  

 

Für die geplante zusätzliche Nutzung im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist die Löschwas-

serversorgung nicht ausreichend gesichert. Aus diesem Grund wird eine Löschwasserzisterne mit 

einem Fassungsvermögen von 25 cbm auf der Fl.Nr. 42, nördlich des Angerwegs, errichtet.  

 

Die genaue Lage ist im zeichnerischen Teil markiert.  

 

Bei der vorliegenden Bebauungsplanaufstellung handelt es sich um eine Angebotsplanung. Die 

Einhaltung und Umsetzung aller baurechtlichen Vorschriften liegt im Zuständigkeitsbereich des 

Bauherrn bzw. seiner Fachplaner. Die Anforderungen innerhalb des Geländes bzw. der Gebäude 

(Feuerwehrumfahrung, Flucht- und Rettungswege etc.) sind im Rahmen des Bauvollzugs sicher-

zustellen. Sie sind auf Ebene des Bebauungsplans nicht von Belang.  
 

 

Beschlussvorschlag:  

 

Die vorgebrachten Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Eine Anpassung der Planunterlagen 

ist nicht erforderlich. 
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63. Staatliches Bauamt Rosenheim; (Schreiben vom 14.06.2024) 
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Stellungnahme der Verwaltung:  

 

zur Erschließung:  

 

Die Erschließung der Grundstücke des Bauleitplangebietes ist ausschließlich über das untergeord-

nete Straßennetz vorgesehen.  

 

Die Festsetzungen durch Text sind wie folgt zu ergänzen: „Unmittelbare Zugänge und Zufahrten 

von den Grundstücken zur Bundesstraße B 318 sind nicht zulässig.“  

 

zum Lärmschutz:  

 

Eine Lärmschutzanlage ist nicht erforderlich. Auf die durchgeführte schalltechnische Untersu-

chung wird verwiesen (siehe Bericht v. Februar 2023).  

 

zur Verkehrssicherung: 

 

Die erforderlichen Sicherungsmaßnahmen werden entsprechend der Zuständigkeiten (Gemein-

destraße = Gemeinde, Anliegerweg = Anlieger) erfüllt.  

 

zur Straßenentwässerung: 

 

Durch entsprechende Auflagen in den Festsetzungen durch Text ist sichergestellt, dass alle vorge-

gebenen Punkte des Staatl. Bauamtes Rosenheim eingehalten werden.   
 
 

Beschlussvorschlag:  

 

Die Planunterlagen sind entsprechend der Stellungnahme der Verwaltung redaktionell zu ändern. 

Im Übrigen bleibt der Planentwurf unverändert, die Äußerung wird dahingehend zur Kenntnis 

genommen.  

 
 
64. Planungsverband Region Oberland; (Schreiben vom 25.06.2024) 
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Stellungnahme der Verwaltung:  

 

Auf den Sachverhalt und die Beschlusslage zur Stellungnahme der Regierung von Oberbayern 

(höhere Landesplanungsbehörde) wird verwiesen.   
 

 

Beschlussvorschlag:  

 

Die Äußerung des Planungsverbandes wird zur Kenntnis genommen. Für den Planentwurf ergibt 

sich kein Änderungsbedarf.  

 
65.   Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege; (Schreiben vom 02.07.2024) 
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Stellungnahme der Verwaltung:  

 
In den Planunterlagen wurde die Thematik bereits ausreichend berücksichtigt (siehe textliche Festsetzun-

gen Nr. 6 Denkmäler). 
 
 

Beschlussvorschlag:  

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Für den Planentwurf ergibt sich kein Ände-

rungsbedarf.  
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66.   Handwerkskammer für München und Oberbayern; (Schreiben vom 04.07.2024) 

 
Stellungnahme der Verwaltung:  

 
Der mit der Fl.Nr. 329 im Eigentum der Gemeinde stehende Angerweg bietet vorliegend auch für den 

anfallenden Lieferverkehr eine ausreichende Erschließung. Er besitzt im Bereich der Zufahrt von der Tau-

benbergstraße im Einmündungsbereich ausreichend bemessene Radien und an seiner schmalsten Stelle eine 

Breite von ca. 4,00 m. Damit ist der gemeindliche Angerweg für alle für den allgemeinen Straßenverkehr 

nach den Vorgaben der StVZO zugelassenen Fahrzeugbreiten ausreichend bemessen. Folglich ist auch für 

Kraftfahrzeuge der Rettungsdienste über die Taubenbergstraße eine Erreichbarkeit von möglichen Einsatz-

stellen im Angerweg gegeben, so dass der dahingehende Einwand entkräftet werden kann. Dies wurde 

bereits im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens (Beschluss der Regierung von Oberbayern v. 

21.02.2014, Az.32-4354.2-B318-002) festgestellt.  

 

Darüber hinaus berücksichtigt die Handwerkskammer bei der Darlegung der Verkehrserhöhung nicht, dass 

ja schon vorher Baurecht bestand.   
 

 

Beschlussvorschlag:  

 
Die Bedenken werden zur Kenntnis genommen. Für den Planentwurf ergibt sich kein Änderungs-

bedarf. 
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67. Deutsche Telekom GmbH; (Schreiben vom 05.07.2024) 
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Stellungnahme der Verwaltung:  

 
In den Planunterlagen wurde die Thematik bereits ausreichend berücksichtigt (siehe textliche Festsetzun-

gen Nr. 3.5 Überbauen von Leitungen). 
 

 

Beschlussvorschlag:  

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Eine Anpassung der Planunterlagen ist nicht er-

forderlich.    
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68.   Energienetze Bayern GmbH; (Schreiben vom 08.07.2024) 
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Stellungnahme der Verwaltung:  

 
Das Baufenster für den Querbau in Nord-/Südausrichtung ist breiter ausgelegt, so dass durch eine Verschie-

bung des Querbaus in östlicher Richtung die nötigen Abstände eingehalten werden können.  

 

In Abstimmung mit der Energienetze Bayern GmbH wäre alternativ auch die Verlegung der Gasleitung 

eine Option.  
 

 

Beschlussvorschlag:  

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Eine Anpassung der Planunterlagen ist nicht er-

forderlich.    
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69.   Landratsamt Miesbach, SG Naturschutz; (Schreiben vom 14.06.2024) 
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Stellungnahme der Verwaltung:  

 

zu Festsetzung 4.3:  

 

Diese Festsetzung wurde aus der rechtskräftigen Gestaltungssatzung der Gemeinde Warngau über-

nommen und soll aus Gründen der Gleichbehandlung nicht in veränderter Form in den Bebau-

ungsplan aufgenommen werden.  
 
zu Festsetzung 4.9: 

 

Die textlichen Festsetzungen werden gem. der Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde re-

daktionell angepasst.   
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zu Festsetzung 4.11 

 

Die Festsetzungen durch Text werden gem. den Empfehlungen der unteren Naturschutzbehörde 

angepasst. Zur Klarstellung werden die nachfolgend aufgeführten Punkte in die textlichen Festset-

zungen bzw. als Hinweis übernommen:  

 

1. Aufhängen von zwei elster- und eichelhähersicheren Nistkästen für Halbhöhlenbrüter vor der 

Baumaßnahme und vor der Brutzeit (Beginn 1. März) an nahegelegenen Gebäuden, Bäumen bzw. 

zu errichtenden Pfosten mit Sonnenschutz (z.B. Dach). Bei Halbhöhlenbrütern sind pro Brutplatz 

nur zwei Kästen auszugleichen, da diese Tiergruppe Ersatznistplätze sehr leicht annimmt. 

 

2. Anbringen von Schwalbenkästen für mindestens zehn Mehlschwalbenpärchen vor der Baumaß-

nahme und vor der Brutzeit (Beginn 1. März), allerdings mit ausreichendem Abstand zur Baustelle. 

Sollten Schwalbenkästen nirgendwo angebracht werden können, so ist ein Schwalbenbaum aufzu-

stellen. 

 

3. Umhängen der vier Kästen für Höhlenbrüter vor der Baumaßnahme und vor der Brutzeit (Be-

ginn 1. März) an nahegelegene Gebäude, Bäume bzw. zu errichtende Pfosten mit Sonnenschutz 

(z.B. Dach). 

 

4. Hinweis: Durch Aufhängen bzw. Einbau von sechs Flachkästen für Fledermäuse (z.B. Einbau-

steine) in die Ostfassaden des neuen Gebäudes können pro Gebäude mit potentiellen Fledermaus-

quartieren drei Lebensstätten ausgeglichen werden. 

 

5. Aufhängen bzw. Einbau von zwei Nistkästen für Halbhöhlenbrüter (z.B. Einbausteine) in die 

Ostfassaden des neuen Gebäudes. 

 

6. Aufhängen bzw. Einbau von vier Nistkästen für Höhlenbrüter (z.B. Einbausteine) in die Ostfas-

saden des neuen Gebäudes. 

 

7. Gebäudeabriss außerhalb der Brutzeit und der Fortpflanzungszeit der Fledermäuse (d.h. in der 

Zeit zwischen 30. Oktober und 01. März). Sollten die Arbeiten innerhalb dieser Zeit stattfinden, 

sind die Gebäude im unmittelbaren Vorfeld auf Individuen zu prüfen. 

 
 
Die Gemeinde Warngau wird die Empfehlung einer ökologischen Baubegleitung (z.B. ein Bio-

loge) an die Bauwerber weiterleiten, da die Abwicklung der Maßnahme in der Verantwortung der 

jeweiligen Bauherren liegt.  

 
In Bezug auf die von der unteren Naturschutzbehörde als zwingend notwendig angesehenen Frei-

flächengestaltungspläne ist die Gemeinde Warngau der Meinung, dass die gewünschten und er-

forderlichen Maßnahmen durch zeichnerische und textliche Festsetzungen ausreichend beschrie-

ben sind. Die Umsetzung obliegt den jeweiligen Bauwerbern.  
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Beschlussvorschlag:  

 

Die Planunterlagen sind entsprechend der Stellungnahme der Verwaltung redaktionell zu ändern. 

Im Übrigen bleibt der Planentwurf unverändert, die Äußerung wird dahingehend zur Kenntnis 

genommen.  

 

 
70.   AELF Holzkirchen, SG Landwirtschaft; (Schreiben vom 08.07.2024) 

 
Stellungnahme der Verwaltung:  

 

Der Bebauungsplan Nr. 30 „Angerweg Nord“ wurde mit dem Ziel aufgestellt, den Innenbereich 

verträglich zu verdichten, um den Außenbereich zu schonen. Ein zusätzlicher Vorteil des Standorts 

ist die bereits vorhandene Infrastruktur, die an anderer Stelle erst neu geschaffen werden müsste.  
 

Die Zufahrt zu den landwirtschaftlich genutzten Flächen ist sichergestellt. In den Festsetzungen durch Text 

wird folgender Passus mit aufgenommen: „Die bestehende landwirtschaftliche Nutzung der umliegenden 

Grundstücke des Baugebietes bleibt erhalten. Auch bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung dieser Flächen 
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ist von Lärm-, Staub- und Geruchsemissionen auszugehen. Unter Umständen können diese auch sonn- und 

feiertags sowie vor 06:00 Uhr und nach 22:00 Uhr auftreten. Diese sind unentgeltlich zu dulden.“ 
 
 

Beschlussvorschlag:  

 

Die Planunterlagen sind entsprechend der Stellungnahme der Verwaltung redaktionell zu ändern. 

Im Übrigen bleibt der Planentwurf unverändert, die Äußerung wird dahingehend zur Kenntnis 

genommen.  

 

C)  Satzungsbeschluss 

 
 
Beschlussvorschlag:  

 

Der Gemeinderat beschließt den Bebauungsplan Nr. 30 „Angerweg Nord“ des Planungsbüros 

werkbureau_Architekten & Stadtplaner Ludwig Hohenreiter + Andreas Kohwagner, München, 

vom 23.01.2023 einschließlich der heute beschlossenen redaktionellen Änderungen als Satzung.“  

(Ende des Vortrags von Herrn Alexander Beer) 

 

Eine anschließende Beschlussfassung gemäß den Beschlussvorschlägen der Verwaltung bleibt 

aus; stattdessen beginnt eine lebhafte Diskussion. 

 

 

Diskussion: 

 

Mehrere Ratsmitglieder berichten über Widerstände bzw. Ablehnung der Grundstücksnachbarn 

gegen die Aufstellung eines Bebauungsplans. Insbesondere wird die Verkehrsanbindung der 

nördlich gelegenen Schreinerei bemängelt. So sei durch das geplante Projekt die Be- und Entla-

detätigkeit des Betriebes eingeschränkt. Dies wurde auch in der oben verlesenen Stellungnahme 

des Rechtsanwaltes dargestellt.  

 

Auch sei auf die Hochwasserproblematik zu wenig Rücksicht genommen worden. Eine Nachbes-

serung wird empfohlen. Der Text der Stellungnahme muss zudem angepasst werden. Erläuterung 

zur Anpassung: „Im Zuge der Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen zur Aufstellung des Be-

bauungsplans Nr. 30 „Angerweg Nord“ nimmt die Verwaltung zum Schreiben des Wasserwirtschaftsamts 
Rosenheim Stellung. Demnach seien die Gebäude in einer hochwasserangepassten Bauweise auszufüh-
ren. Dies bedeute, dass die Oberkante des Rohfußbodens im Erdgeschoss  25 cm über dem am Ge-
bäude anstehenden Gelände auszuführen sei. Richtig ist aber, dass die Oberkante des Rohfußbodens im 
Erdgeschoss 25 cm über dem maßgebenden Wasserspiegel im Bereich des Gebäudes bei einem 
100-jährlichen Niederschlagsereignis auszuführen ist.“ 

 

Die zusätzlichen Einwohnergleichwerte werden das minimale Restkontingent der Gemeinde wei-

ter schmälern.  

 

Bevor ein Satzungsbeschluss gefasst werden kann, muss zwingend die Verkehrssituation gelöst 

werden. Vorgeschlagen wird die Errichtung eines Wendehammers. In der Sitzung am 8. Oktober 

2024 soll eine Lösung präsentiert werden. 
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Beschluss: 

 

Die Entscheidung wird auf die nächste Sitzung vertagt. 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Anwesend: 15  

Ja-Stimmen: 15  

Nein-Stimmen:   0  

Persönlich beteiligt:   

 

 

Top 5 Antrag auf Baugenehmigung zum Neubau eines landw. Nebengebäudes auf Fl.-

Nr. 3330, Gemarkung Warngau, Holzkirchener Str. 18 

Vorlage: 2024/0362 

 

Sachverhalt: 

 

Der Antragsteller plant den Neubau eines landwirtschaftlichen Nebengebäudes auf der Fl.Nr. 3330 

der Gemarkung Warngau, Holzkirchener Straße 18. 

 

Das Grundstück, Fl.Nr. 3330 der Gem. Warngau liegt im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde 

Warngau in keinem B-Plan-Gebiet. Die Beurteilung richtet sich somit nach  § 34 Abs. 1 BauGB. 

Im rechtskräftigen Flächennutzungsplan der Gemeinde Warngau ist das Grundstück als Dorfgebiet 

(MD) ausgewiesen. 

Der Antragsteller beabsichtigt, eine nichtunterkellerte, eingeschossige landwirtschaftliche Ma-

schinenhalle mit den Maßen von 7,50 m x 12,00 m zu errichten. Die Dachneigung beträgt 24°. 

Die Firsthöhe der Halle beträgt 5,44 m; die Traufhöhe wird mit 3,75 m beantragt. Die Dachhaut 

wird mit Dachpfannen versehen.  

Die landwirtschaftliche Maschinenhalle hat eine Gesamtfläche von ca. 80 m² (2 Bereiche mit je 

40m“). Die Zufahrt bzw. Zugang in einer Größe von 270 m² zur Halle erfolgt durch einen wasser-

durchlässigen Belag. In der Rückwand sollen 2 Sprossenfenster errichtet werden. Gleichzeitig 

wird die nach Osten gewandte Außenwand ebenfalls mit 2 Sprossenfenster versehen. 

Die Nachbarn haben dem BV zugestimmt. 

 

 

Beschluss: 

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Warngau stimmt dem Bauvorhaben zur Errichtung eines land-

wirtschaftlichen Nebengebäudes gemäß dem vorgelegten Plan in der Fassung vom 21.06.2024 zu. 

Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 BauGB wird erteilt.  
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Abstimmungsergebnis: 

 

Anwesend: 15  

Ja-Stimmen: 15  

Nein-Stimmen:   0  

Persönlich beteiligt:   

 

 

Top 6 Antrag auf Baugenehmigung zum Abriss des Bestandes und Ersatzbau einer 

Wohneinheit auf Fl.-Nr. 3330, Gemarkung Warngau, Holzkirchener Str. 18 

Vorlage: 2024/0363 

 

Sachverhalt: 

 

Der Antragsteller plant den Abriss des Bestandes sowie den Ersatzbau mit einer Wohneinheit auf 

dem Grundstück, Fl.Nr. 3330 der Gem. Warngau, Holzkirchener Straße 18. 

 

Das Grundstück, Fl.Nr. 3330 der Gem. Warngau liegt im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde 

Warngau in keinem B-Plan-Gebiet. Die Beurteilung richtet sich somit nach  § 34 Abs. 1 BauGB. 

Im rechtskräftigen Flächennutzungsplan der Gemeinde Warngau ist das Grundstück als Dorfgebiet 

(MD) ausgewiesen. 

Der Antragsteller beabsichtigt die Errichtung einer Wohneinheit im EG und OG als 

Betriebsleiterwohnung mit etwa 310 m² Wohnfläche. Der Neubau soll 19,99 m x 9,49 m betragen 

(Ersatzbau). Im OG wird westseitig ein Balkon außermittig mit 8,80 m² sowie südseitig mit 6,88 

m² beantragt. Im DG wird westseitig ein Balkon mit 5,40 m² errichtet. Gleichzeitig wird südseitig 

im DG ebenfalls ein Balkon mit 6,88 m² beantragt. Alle beantragten Balkone werden innerhalb 

des Dachüberstandes errichtet.  

 

Der Anbau / Ersatzbau ist nicht unterkellert. 

 

Der Ausbau des DG ist nicht Gegenstand dieses Bauantrags.  

Nach der Gestaltungssatzung sind unter Punkt 6 Dächer als Satteldächer mit einer Dachneigung 

von 18°-26° auszubilden. Aufgrund der bestehenden Dachformen wird vom Bauherrn eine 

Abweichung der Dachneigung am Bestandsgebäude beantragt. Der vordere Bereich weist eine 

Dachneigung von etwa 27,7° anstelle der 26° Dachneigung auf. Die Dachneigung der Querbaus 

beträgt 24,5°. 

Die Abstandsflächen werden alle auf dem eigenen Grundstück eingehalten. 

Sämtliche Nachbarn haben dem Bauvorhaben zugestimmt. 

Der Stellplatznachweis gemäß der Stellplatzsatzung der Gemeinde Warngau ist eingehalten: 

Auf dem Grundstück benötigte Stellplätze: 

Je Wohneinheit: 2 Stellplätze 

Bestand Wohnhaus (5 WE)   10 Stellplätze  

Bestand zusätzlicher Stellplatz je 4. WE   1 Stellplatz 

Neubau Betriebsleiterwohnung (1 WE)   2 Stellplätze 

Summe der geforderten Stellplätze  13 Stellplätze 

 

Auf dem Grundstück vorhandene Stellplätze: 

Stellplätze (Bestand)    11 Stellplätze 
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Stellplätze (Betriebsleiterwohnung neu)   2 Stellplätze 

Summe der vorhandenen Stellplätze  13 Stellplätze 

 

Die Wasserversorgung für die zusätzliche Wohneinheit ist gesichert. 

 

Beschluss: 

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Warngau stimmt dem Bauvorhaben zum Abriss des Bestands so-

wie dem Ersatzbau mit einer Wohneinheit gemäß dem vorgelegten Plan in der Fassung vom 

21.06.2024 zu. Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 BauGB wird erteilt.  

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Anwesend: 15  

Ja-Stimmen: 15  

Nein-Stimmen:   0  

Persönlich beteiligt:   

 

 

Top 7 Bauantrag: Erweiterung des besteh. landw. Lagerraumes auf Fl.Nr. 1123, Gem. 

Wall, Bürg 24. 

Vorlage: 2024/0366 

 

Sachverhalt: 

 

Der Antragsteller plant die Erweiterung des bestehenden landwirtschaftlichen Lagerraumes auf 

Fl.Nr. 1123 Gemarkung Wall, Bürg 24. 

 

Das Grundstück befindet sich laut der Darstellung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde 

Warngau im Außenbereich. Demnach hat die baurechtliche Beurteilung nach § 35 BauGB zu er-

folgen.  

 

Im Außenbereich ist ein Vorhaben nur zulässig, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen, 

die Erschließung gesichert ist und wenn es einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb dient 

und nur einen untergeordneten Teil der Betriebsfläche einnimmt. Bei dem geplanten Vorhaben 

handelt es sich um ein privilegiertes Bauvorhaben im Sinne von § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB.  

 

Eine Beeinträchtigung öffentlicher Belange liegt nicht vor, da der Flächennutzungsplan das Areal 

als landwirtschaftliche Fläche ausweist und die Erschließung gesichert ist. 

 

Eine Privilegierung des Antragstellers gemäß § 201 BauGB (Landwirtschaft) ist erkennbar. Von 

Seiten der Verwaltung wird noch darauf hingewiesen, dass es sich nur um eine geringfügige Bau-

maßnahme am bereits bestehenden landwirtschaftlichen Stadel handelt. 

 

Die Erweiterung wird mit einer Länge von 20,85 m und einer Breite von 6 m beantragt.  

 

Die Dachgestaltung sowie die Dachneigung (22°) erfolgt gemäß Bestand. 
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Die erforderlichen Abstandsflächen werden gesamt auf den Grundstücken des Antragstellers nach-

gewiesen. Eine Wasserversorgung ist nicht nötig, da es sich nur um eine Erweiterung des Lager-

raumes handelt. 

 
 

Beschluss: 

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Warngau erteilt dem geplanten Bauvorhaben gemäß dem vorge-

legten Eingabeplan in der Fassung vom August 2024 das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 

BauGB.  

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Anwesend: 15  

Ja-Stimmen: 15  

Nein-Stimmen:   0  

Persönlich beteiligt:   

 

 

Top 8 Vollzug der Baugesetze; Antrag auf Bauvorbescheid zur Nutzungsänderung des 

vorhandenen Holzlagers im Dachgeschoss zu einer Wohnung auf Fl.Nr. 1297 Ge-

markung Wall, Oberdickl 2 

Vorlage: 2024/0367 

 

Sachverhalt: 

 

Der Antragsteller plant die Nutzungsänderung des vorhandenen Holzlagers im Dachgeschoss zu 

einer Wohnung auf Fl.Nr. 1297 Gemarkung Wall, Oberdickl 2. 

 

Bei dem geplanten Bauvorhaben handelt es sich um einen Weiler zwischen den Ortschaften Bern-

loh und Wall. Gemäß Flächennutzungsplan der Gemeinde Warngau liegt dieser Weiler im Außen-

bereich der Gemeinde Warngau. 

 

Das ehemalige landwirtschaftliche Anwesen besteht aus einem Bauernhaus sowie einem Wirt-

schaftsgebäudeteil mit Tenne und ehemaligem Stall. 

 

Die Landwirtschaft ist stillgelegt (keine Privilegierung), die Wirtschaftsflächen werden in dieser 

Form nicht mehr benötigt. Tenne, Stall, etc. stehen leer und sollen einer neuen Nutzung zugeführt 

werden. Lediglich die Garage im westlichen Teil des Gebäudes wird derzeit noch genutzt. 

 

Mit dem Antrag auf Bauvorbescheid werden 3 fast identische Varianten (A-C) vorgelegt, die sich 

in der Ausführung des Zugangs lediglich unterscheiden. Vom Antragsteller wird die Variante A 

(Zugang über bereits bestehendes Treppenhaus) favorisiert. Außerdem werden pro Dachseite 2 

Dachflächenfenster beantragt.  

 

Bei der geplanten Nutzungsänderung soll das bestehende Holzlager in eine neue Wohneinheit für 

den Eigenbedarf (Sohn) umgeändert werden. 
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Die Nutzungsänderung zu einer Wohnnutzung ist als sonstiges Vorhaben im Sinne des § 35 Abs. 

2 BauGB zulässig. Nach herrschender Meinung ist die Entscheidung über die Zulässigkeit nicht 

bevorrechtigter Vorhaben im Außenbereich, deren Ausführung oder Benutzung öffentliche Be-

lange nicht beeinträchtigt, nicht dem Verwaltungsermessen überlassen; auf ihre Zulassung besteht 

vielmehr ein Rechtsanspruch. 

 

Im vorliegenden Fall handelt es sich um ein sog. begünstigtes Vorhaben gemäß § 35 Abs. 4 

BauGB.  

 

Im Außenbereich ist die Gestaltungssatzung der Gemeinde Warngau nicht anzuwenden. Bei einer 

zusätzlichen Wohneinheit sind 2 Stellplätze dauerhaft nachzuweisen. 

Die Abwasserbeseitigung erfolgt über eine Kleinkläranlage. Die Versorgung mit Trinkwasser ist 

nach Rücksprache mit dem zuständigen Wasserverband Bernloh-Einhaus gesichert. 

 

 

Beschluss: 

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Warngau erteilt dem vorliegenden Antrag auf Nutzungsände-

rung vom bestehenden Holzlager im DG in eine Wohnung gemäß dem vorgelegten Plan vom 

Juli 2024 bzgl. der Variante A das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Anwesend: 15  

Ja-Stimmen: 15  

Nein-Stimmen:   0  

Persönlich beteiligt:   

 

 

Top 9 Informationen und Anfragen öffentliche Sitzung 

 

Informationen des Bürgermeisters: 

 

- Die Baugenehmigung zur Errichtung einer Asylunterkunft wurde vom Landratsamt  

  Miesbach erteilt. Im November wird der Untergrund vorbereitet und anschließend  

  werden die Wohncontainer aufgestellt. Die Unterkunft hat die Anschrift Valleyer Str. 62  

  erhalten. 

 

- Die Planung zum neuen Feuerwehrhaus Warngau wurde mit den Mitgliedern der  

  Feuerwehr abgestimmt. Eine Vorstellung der Planung erfolgt in einer Arbeitssitzung. 

 

- Die Fräsarbeiten an der Straße in Draxlham sind abgeschlossen. 

 

 

Anfragen aus dem Gremium: 

 

- Die Poststelle im Lagerhaus schließt. Das Schreibwarengeschäft Conny Kranz  
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  übernimmt die Poststelle. 

 

- Der Allerheiligenweg ist ausgeschwemmt und muss saniert werden. 

 

- Die Sträucher zum Fußweg Richtung Allerheiligenweg müssen zugeschnitten werden. 

 

- Die Straße in Wall beim Hössenthal wurde beim letzten Regen ausgeschwemmt.  

  Der Einbau von Rasengittersteinen oder einer Betonrinne wäre sinnvoll. 

 

- Die Vorgaben der Plakatierverordnung werden nicht von allen eingehalten.  

 

- Der Deutsche Wetterdienst warnt vor schweren Unwettern am Wochenende. 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Anwesend: 15  

Ja-Stimmen:   

Nein-Stimmen:   

Persönlich beteiligt:   

 

 

 

 

GEMEINDERAT WARNGAU, den 18.10.24 

 

 

 

 

 

Klaus Thurnhuber 

Erster Bürgermeister 
 

  

 

 

 

Thomas Weimann 

Schriftführer 

 


